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Eine Kündigung durch den Ver-
mieter bringt für Sie als Mieter 
häufig massive wirtschaftliche 
und persönliche Probleme mit 
sich. Dieses Merkblatt soll dazu 
beitragen, dass Sie eine Kündi-
gung Ihres Vermieters besser 
einschätzen und gegebenenfalls 
abwehren können. 
Aber auch, wenn Sie selbst kün-
digen wollen, müssen Sie be-
stimmte Bedingungen erfüllen 
und Fristen beachten. Unkenntnis 
darüber führt fast zwangsläufig zu 
finanziellen Einbußen. Deshalb 
soll dieses Merkblatt Sie u.a. 
darüber informieren, wie Sie Ihr 
Mietverhältnis zum schnellstmög-
lichen Zeitpunkt beenden können. 
Dennoch kann das Merkblatt eine 
persönliche Beratung nicht erset-
zen. Lassen Sie – besonders 
wenn Ihr Vermieter Ihnen kündi-
gen will – die Kündigung in unse-
rer Mieterberatung überprüfen. 
 

Wann endet  
ein Mietverhältnis? 

Das Gesetz unterscheidet zwei 
Vertragstypen mit jeweils unter-
schiedlichen Voraussetzungen für 
die reguläre Beendigung eines 
Mietverhältnisses: 

Zeitmietverträge enden mit Ablauf 
der Zeit, für die sie abgeschlossen 
wurden, können sich aber unter 
Umständen auch verlängern. Eine 
ordentliche Kündigung während der 
vereinbarten Mietdauer ist nicht 
möglich. Näheres hierzu siehe 
Merkblatt Zeitmietverträge. 

Unbefristete Mietverhältnisse, um 
die es im Folgenden hauptsächlich 
gehen soll, können von beiden 
Parteien unter Einhaltung der richti-
gen Kündigungsfrist ordentlich 
gekündigt werden. Dies gilt jedoch 
nicht, wenn ein wirksamer Kündi-
gungsausschluss vereinbart wur-
de. Einzelheiten hierzu, insbesonde-
re zur Unterscheidung zwischen 
einem individualvertraglichen bzw. 

formularvertraglichen, einem einsei-
tigen bzw. beidseitigen Kündigungs-
verzicht sowie der zulässigen 
Höchstdauer einer solchen Verein-
barung, entnehmen Sie bitte unserer 
Reihe Mietrechts-Fragen brandaktu-
ell: Der Kündigungsausschluss. 

Unter besonderen Umständen gibt 
es bei beiden Vertragstypen und 
für beide Seiten die Möglichkeit 
einer fristlosen Kündigung (Nähe-
res hierzu siehe unter Ziffer 2.). 

1. Die ordentliche 
Kündigung 

1.1 Was müssen beide 
Seiten bei der 
Kündigung beachten? 

Schriftform 

Eine Kündigung muss grundsätzlich 
schriftlich erfolgen (Ausnahme: 
siehe Kasten „Sonderfall...“ Seite 4). 
Dabei ist zu beachten, dass sie von 
allen Vermietern an alle Mieter (und 
umgekehrt) gerichtet und unter-
schrieben sein muss. Wenn also 
z.B. alle Mitglieder einer Wohnge-
meinschaft im Mietvertrag als Mieter 
genannt sind und den Mietvertrag 
unterschrieben haben, ist es nicht 
möglich, dass ein einzelner Mieter 
„sein“ Mietverhältnis kündigt.  

Fristen 

Die gesetzliche Kündigungsfrist bei 
unbefristeten Mietverhältnissen ist 
asymmetrisch und beträgt für den 
Mieter unabhängig von der Miet-
dauer 3 Monate. Dies gilt auch für 
sog. Altmietverträge, die vor dem 
01.09.2001 geschlossen wurden. 
Damit kann ein Mieter, der einen 
unbefristeten „Altmietvertrag“ abge-
schlossen hat, sein Mietverhältnis 
unabhängig von der Mietdauer mit 
einer dreimonatigen Kündigungsfrist 
beenden, wenn in seinem Mietver-
trag die alten (längeren) Kündi-
gungsfristen durch Allgemeine 
Geschäftsbedingungen vereinbart 
worden sind. Sollte in Ihrem vor dem 

01.09.2001 abgeschlossenen Miet-
vertrag also eine Regelung enthalten 
sein, welche die alten Kündigungs-
fristen wörtlich oder sinngemäß 
wiedergibt, können Sie das Mietver-
hältnis mit einer Frist von drei Mona-
ten kündigen. 

Gleiches gilt, wenn in Ihrem Mietver-
trag keine Regelungen zu den 
Kündigungsfristen enthalten sind 
oder die jeweils geltenden gesetzli-
chen Kündigungsfristen gelten 
sollen. 

Wirksam bleiben jedoch Vereinba-
rungen, die auf ausdrücklichen 
Wunsch des Mieters aufgenommen 
wurden (sog. Individualvereinba-
rungen), sowie Vereinbarungen, die 
eine von den früheren gesetzlichen 
Regelungen abweichende längere 
Kündigungsfrist für den Mieter 
vorsehen. 

Für den Vermieter beträgt die 
Kündigungsfrist bei einer Mietdauer 
von bis zu fünf Jahren 3 Monate, bei 
einer Mietdauer von bis zu acht 
Jahren 6 Monate und bei längerer 
Mietdauer 9 Monate. Hinweis: Bei 
den „Altmietverträgen“, die vor dem 
01.09.2001 geschlossen wurden 
bleibt es für den Vermieter bei den 
vereinbarten längeren Kündigungs-
fristen, da nach dem Gesetz ledig-
lich zum Nachteil des Mieters abwei-
chende Vereinbarungen unwirksam 
sind. 

Sonderfall: Möblierter Wohnraum 
innerhalb der vom Vermieter selbst 
bewohnten Wohnung siehe S. 4. 

Mietdauer ist die Zeit, die seit der 
Wohnungsüberlassung bis zum 
Zugang des Kündigungsausspruchs 
vergangen ist. 

Die Kündigung ist nur zum Ende 
eines Monats möglich. 

Sind im Mietvertrag kürzere als die 
gesetzlichen Kündigungsfristen 
vereinbart, kann sich zwar der 
Mieter darauf berufen, nicht jedoch 
der Vermieter, der sich dann an die 
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gesetzlichen Fristen halten muss. 
Ausnahme: Dies gilt nicht für zum 
vorübergehenden Gebrauch vermie-
tete Wohnungen (z. B. Ferienwoh-
nungen). 

Bei der Fristberechnung wird der 
Kündigungsmonat nur dann mitge-
zählt, wenn dem Vertragspartner 
das Kündigungsschreiben spätes-
tens am dritten Werktag dieses 
Monats zugegangen ist. Auch der 
Samstag zählt grundsätzlich als 
Werktag.  

Achtung: 

Ausnahmen von den gesetzlichen 
Kündigungsfristen gelten auch für 
Wohnungen, die im Zusammen-
hang mit einem Arbeitsverhältnis 
stehen. 

Bei der Werkmietwohnung beste-
hen Arbeits- und Mietverhältnis als 
zwei verschiedene Rechtsverhält-
nisse unabhängig nebeneinander. 
Wird das Arbeitsverhältnis beendet, 
bedeutet dies nicht automatisch 
eine Beendigung des Mietverhält-
nisses, welches gesondert gekün-
digt werden muss. 

Bei einer funktionsgebundenen 
Werkwohnung (z.B. einer Haus-
meisterwohnung) kann die Woh-
nung mit einer Frist von einem 
Monat gekündigt werden, wenn das 
Arbeitsverhältnis beendet ist und 
die Wohnung für den Nachfolger 
am Arbeitsplatz benötigt wird. Ein 
Widerspruchsrecht steht dem 
Mieter nicht zu. 

Bei sonstigen Werkmietwohnun-
gen ist für die Wohnungskündigung 
nach Beendigung des Arbeitsver-
hältnisses zu beachten, dass, wenn 
die Wohnung für einen anderen 
Arbeitnehmer benötigt wird, die 
Kündigungsfrist bei einer Mietdauer 
von weniger als 10 Jahren 3 Mona-
te beträgt. Bei einer Wohndauer 
von 10 Jahren oder mehr gilt die 
gesetzliche Kündigungsfrist von 9 
Monaten. Prinzipiell kann hier einer 
Kündigung der Wohnung aufgrund 
der Sozialklausel widersprochen 
werden, es sei denn, Sie haben 
von sich aus das Arbeitsverhältnis 
gekündigt, ohne dass der Arbeitge-
ber hierzu gesetzlich begründeten 
Anlass gegeben hat. 

Bei der Werkdienstwohnung 
haben Sie keinen gesonderten 
Mietvertrag; die Wohnung stellt 
das Entgelt für Ihre Dienstleistung 
dar. Rechte und Pflichten regeln 
sich direkt aus dem Arbeitsver-
hältnis, für dessen Dauer Ihnen 
die Wohnung nicht gekündigt 
werden kann. Endet das Arbeits-
verhältnis, genießen Sie nur dann 
gesetzlichen Kündigungsschutz, 
wenn Sie die Wohnung überwie-
gend möbliert haben oder die 
Räume mit Ihrer Familie bewoh-
nen. 

Bei einem unbefristeten Arbeits-
verhältnis kann der Vermieter bei 
konkretem Betriebsbedarf mit den 
Fristen für die Werksmietwoh-
nung kündigen. 

1.2 Wenn Sie als Mieter 
kündigen wollen 

Als Mieter können Sie Ihr unbefriste-
tes Mietverhältnis jederzeit (Aus-
nahme: wirksamer Kündigungsaus-
schluss!) ohne Angabe von Grün-
den unter Einhaltung der 3-Monats-
Frist zum Monatsende kündigen. In 
Ihrem Kündigungsschreiben können 
Sie den Termin nennen, zu dem das 
Mietverhältnis enden soll. Wenn die 
Frist in Ihrem Kündigungsschreiben 
zu kurz bemessen ist, so macht das 
die Kündigung nicht unwirksam; sie 
wirkt dann zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt. 

Nachmieter? 

Das Nachmieter-Gerücht besagt, 
dass Sie als Mieter aus einem 
befristeten Mietvertrag vorzeitig 
aussteigen oder eine lange Kün-
digungsfrist abkürzen können, 
indem Sie (drei) Ersatz- bzw. 
Nachmieter anbieten. Darauf 
haben Sie keinen Anspruch; 
außer, es ist ausdrücklich so ver-
einbart. 

1.3 Wenn der 
Vermieter kündigt 

Weil Wohnen zu den Grundbedürf-
nissen jedes Menschen zählt, hat 
der Gesetzgeber die Vermieterkün-
digung strengen Voraussetzungen 
unterworfen. So kann z.B. der Ver-
mieter das Mietverhältnis grundsätz-
lich nicht ohne berechtigtes Interes-

se kündigen. Der Kündigungsgrund 
muss im Kündigungsschreiben 
angegeben und dargelegt werden. 
Wenn Sie nach Ablauf der Kündi-
gungsfrist nicht ausziehen, kann der 
Vermieter Sie nicht einfach auf die 
Straße setzen. Vielmehr muss er 
durch eine Räumungsklage gericht-
lich feststellen lassen, dass das 
Mietverhältnis durch seine Kündi-
gung beendet wurde. In diesem 
Gerichtsverfahren dürfen nur die 
Gründe des Vermieters berücksich-
tigt werden, die im Kündigungs-
schreiben genannt sind. Der im 
Kündigungsschreiben angegebene 
Grund muss einem „berechtigten 
Interesse“ im Sinne des Gesetzes 
entsprechen. Das Gesetz räumt dem 
Vermieter im Wesentlichen drei 
mögliche Gründe ein:  

 Eigenbedarf 

Die Eigenbedarfskündigung ist vor 
allem für Mieter von Eigentums-
wohnungen die größte Bedrohung. 
Der Vermieter kann nämlich das 
Mietverhältnis kündigen, wenn er 
die Wohnung für sich, einen nahen 
Verwandten oder für Angehörige 
seines Haushalts zum Wohnen 
benötigt. Unter Umständen reicht 
es für eine Kündigung aber auch 
aus, wenn der Vermieter die ver-
mietete Wohnung ausschließlich 
für seine berufliche Tätigkeit nut-
zen will. Im Kündigungsschreiben 
muss die Person benannt sein, für 
die die Wohnung benötigt wird; 
außerdem müssen die Umstände 
dargelegt sein, warum diese Per-
son gerade in Ihre Wohnung ein-
ziehen soll. Die Wohnung muss 
sich für den vom Vermieter ange-
strebten Zweck eignen, wobei die 
Gerichte hier einen großzügigen 
Maßstab anwenden und erst bei 
einem weit überhöhten Wohnbe-
darf von einem Rechtsmissbrauch 
ausgehen.  

Nach einer berechtigten Kündigung 
wegen Eigenbedarfs, ist der Ver-
mieter verpflichtet, eine während 
der Kündigungsfrist frei werdende 
vergleichbare Wohnung im selben 
Haus anzubieten. Jedoch hat eine 
Verletzung dieser Anbietpflicht 
nicht zur Folge, dass die Eigenbe-
darfskündigung nachträglich un-
wirksam wird sondern löst allenfalls 
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Schadenersatzansprüche (Mietdif-
ferenz, Umzugskosten) aus. 

Achtung: Wenn Sie auf eine Ei-
genbedarfskündigung hin auszie-
hen und im Nachhinein feststellen, 
dass der Eigenbedarf nur vorge-
täuscht war, um z.B. die Wohnung 
teurer weiterzuvermieten oder zu 
verkaufen, können Sie von Ihrem 
Vermieter eventuell die gesamten 
Umzugskosten als Schadensersatz 
beanspruchen (hierzu gehören 
auch die Kosten für die höhere 
Neumiete). Lassen Sie sich recht-
zeitig beraten! 

 Erhebliche Vertragsverletzung 

Wenn Sie schuldhaft gegen miet-
vertragliche Pflichten erheblich 
verstoßen haben, riskieren Sie 
eine Kündigung. Eine erhebliche 
Vertragsverletzung liegt z.B. dann 
vor, wenn Sie wiederholt gegen die 
Hausordnung verstoßen haben 
oder Ihre Miete dauernd unpünkt-
lich zahlen, wobei der Betrag am 
dritten Werktag zu zahlen ist. Aus-
reichend ist hier, wenn der Über-
weisungsauftrag bei Kontodeckung 
bis zu diesem Tag erteilt wird. 
Auch wenn Sie Ihre Wohnung un-
tervermieten, ohne die Erlaubnis 
des Vermieters eingeholt zu ha-
ben, kann dies eine Kündigung 
rechtfertigen. In den Fällen der 
unpünktlichen Mietzahlung muss 
der Kündigung in der Regel eine 
Abmahnung vorausgehen, d.h. der 
Vermieter muss Sie nachdrücklich 
darauf hingewiesen haben, dass er 
nicht bereit ist, das vertragswidrige 
Verhalten in Zukunft weiter hinzu-
nehmen. 

Eine erhebliche Pflichtverletzung 
liegt auch vor, wenn der Mieter mit 
mehr als einer Monatsmiete länger 
als einen Monat im Rückstand ist. 
Ein Begleichen der Rückstände 
macht eine ordentliche Kündigung 
(im Gegensatz zur fristlosen Kün-
digung, siehe 2.2) nicht unwirksam. 

 Hinderung an einer angemes-
senen wirtschaftlichen Verwer-
tung 

Wirksam ist eine auf diesen Grund 
gestützte Kündigung nur dann, 
wenn der Vermieter durch das 
Fortbestehen des Mietverhältnis-
ses einen erheblichen wirtschaftli-

chen Nachteil erleiden würde, wo-
bei die wirtschaftliche Verwertung 
nur angemessen ist, wenn sie von 
vernünftigen, nachvollziehbaren 
Erwägungen getragen wird.  

Das ist z.B. dann der Fall, wenn 
eine sinnvolle Sanierung des Hau-
ses voraussetzt, dass die betroffe-
ne Wohnung nach der Sanierung 
nicht mehr existiert, weil ihre Flä-
che benötigt wird, um die daneben-
liegende Wohnung nach heute 
üblichem Standard auszustatten 
(z.B. mit Bad und Toilette). Maß-
geblich ist, dass die Bewirtschaf-
tung bei Aufrechterhaltung des 
Mietverhältnisses überhaupt nicht 
mehr rentabel ist. Eine angestreb-
te Steigerung der Rentabilität reicht 
dagegen nicht aus. Hierfür sind im 
Kündigungsschreiben hinreichend 
genaue Angaben zu Ertragsbe-
rechnungen anzustellen. 

Unzulässig ist eine Kündigung, um 
durch Neuvermietung eine höhere 
Miete zu erzielen. Der Vermieter 
kann auch nicht deshalb kündigen, 
weil er beabsichtigt, eine Mietwoh-
nung in eine Eigentumswohnung 
umzuwandeln, um sie dann zu 
verkaufen. Die Kündigung kann 
nicht mit dem Erfahrungssatz be-
gründet werden, dass unbewohnte 
Wohnungen einfacher als vermie-
tete zu verkaufen sind. 

1.3.1 Widerspruchsrecht 
des Mieters gegen 
die Kündigung 

Auch wenn einer der oben genann-
ten Gründe vorliegt und der Ver-
mieter Ihrer Wohnung ein berech-
tigtes Interesse an der Beendigung 
des Mietverhältnisses nachweisen 
kann, können Sie dieser Kündi-
gung widersprechen, wenn Sie 
einen Anspruch auf Fortsetzung 
des Mietverhältnisses geltend ma-
chen können. Dies ist dann der 
Fall, wenn die Beendigung des 
Mietverhältnisses für Sie eine un-
zumutbare Härte bedeuten würde, 
die auch unter Würdigung der 
Vermieterinteressen nicht zu recht-
fertigen ist (Sozialklausel). Das 
Mietverhältnis muss dann so lange 
fortgesetzt werden, wie es unter 
Berücksichtigung sämtlicher Um-
stände angemessen ist. Härte-

gründe sind z. B. Altersgebrech-
lichkeit, Krankheit, Schwanger-
schaft oder ein unmittelbar bevor-
stehendes Examen. Aber auch, 
wenn Sie keinen angemessenen 
Ersatzwohnraum finden können, 
können Sie einen Anspruch auf 
befristete Fortsetzung des Mietver-
hältnisses haben. Sie müssen 
dann aber nachweisen, dass Sie 
sich um Ersatzwohnraum bemüht 
haben und ggf. ab Beendigung des 
Mietverhältnisses die (wesentlich 
höhere) Marktmiete bezahlen. 

Der schriftliche Widerspruch 
muss spätestens zwei Monate vor 
der Beendigung des Mietverhält-
nisses beim Vermieter eingegan-
gen sein. Diese Frist gilt aber nur 
dann, wenn der Vermieter auf die 
Möglichkeit des Widerspruchs so 
zeitig vor Ablauf der Widerspruchs-
frist hingewiesen hat, dass dem 
Mieter noch ausreichend Zeit 
bleibt, sich den Widerspruch zu 
überlegen und abzufassen. Ver-
säumt der Vermieter den Hinweis 
auf die Möglichkeit zum Wider-
spruch, so kann dieser auch noch 
nach Ablauf der Widerspruchsfrist 
erklärt werden.  

1.3.2 Ausnahmen vom 
Kündigungsschutz 

Kein Kündigungsschutz besteht, 
wenn der Vermieter berechtigt 
fristlos kündigt; siehe unter 2.2. 

Auch bei möbliertem Wohnraum 
innerhalb der vom Vermieter selbst 
bewohnten Wohnung (siehe Kas-
ten „Sonderfall...“), bei Zimmern in 
Studenten- oder Lehrlingswohn-
heimen und bei Wohnraum, der 
nur zum vorübergehenden Ge-
brauch vermietet wurde, besteht, 
ebenso wie beim Ablauf eines 
Zeitmietvertrages, kein Kündi-
gungsschutz. In all diesen Fällen 
können Sie sich auch nicht auf die 
Sozialklausel berufen.  

1.3.3 Eingeschränkter 
Kündigungsschutz 
bei Einliegerwoh-
nungen 

Einliegerwohnung heißt die (ver-
mietete) Wohnung in einem Haus 
mit nur 2 Wohnungen, von denen 
die andere der Vermieter selbst 
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bewohnt. Gewerberäume im Haus 
werden nicht mitgezählt. Neben 
der Kündigungsmöglichkeit aus 
„berechtigtem Interesse“ kann der 
Vermieter hier auch ohne Angabe 
von Gründen kündigen, wenn er 
im Kündigungsschreiben ausdrück-
lich erklärt, dass die Kündigung auf 
die Voraussetzungen der Kündi-
gung einer Einliegerwohnung ge-
stützt wird. In diesem Fall verlän-
gert sich die gesetzliche Kündi-
gungsfrist um drei Monate. 

Keine Einschränkungen beste-
hen hier aber hinsichtlich der Beru-
fung auf die Sozialklausel. Auch 
wenn Sie also eine Wohnung in 
einem Zweifamilienhaus angemie-
tet haben und die zweite Wohnung 
vom Vermieter bewohnt wird, kön-
nen Sie einer Kündigung wider-
sprechen, wenn die Beendigung 
des Mietverhältnisses, wie unter 
Ziffer 1.3.1 dargestellt, eine unzu-
mutbare Härte für Sie bedeuten 
würde.  

2. Die fristlose 
Kündigung 

Unter besonderen Umständen 
können beide Vertragspartner das 
Mietverhältnis ohne Einhaltung 
einer Frist schriftlich unter Anga-
be der Gründe kündigen. Das ist in 
erster Linie dann der Fall, wenn 
sich der Vertragspartner so schwer 
wiegende Vertragsverletzungen 
hat zuschulden kommen lassen, 
dass dem anderen Teil ein weite-
res Festhalten am Vertrag nicht 
zuzumuten ist. 

2.1 Wenn Sie als Mieter 
fristlos kündigen wol-
len 

Wenn Sie Ihr Mietverhältnis fristlos 
kündigen wollen, müssen Sie einen 
triftigen Grund hierfür haben, den 
Sie im Kündigungsschreiben an-
geben sollten. Ein Grund zur frist-
losen Kündigung liegt z.B. dann 
vor, wenn Ihnen der Gebrauch der 
Mietsache trotz Abmahnung ganz 
oder teilweise nicht rechtzeitig 
gewährt oder während der Mietzeit 
wieder entzogen wird, wobei es 
hier nicht darauf ankommt, ob den 
Vermieter dafür ein Verschulden 
trifft. Auch wenn die Wohnung 

Schäden aufweist, die Ihre Ge-
sundheit oder die Ihrer Familie 
gefährden, können Sie Ihr Mietver-
hältnis fristlos kündigen. Allerdings 
müssen die Mängel in der Woh-
nung objektiv gesundheitsgefähr-
dend sein. Schwerwiegende Män-
gel, die zur fristlosen Kündigung 
berechtigen, können also z.B. 
Schimmelbefall durch aufsteigende 
Mauerfeuchtigkeit oder asbesthal-
tige Dämmplatten sein. Auch hier 
ist nicht erforderlich, dass der 
Vermieter für die Gesundheitsge-
fährdung verantwortlich ist.  

Achtung: Sie können unter Um-
ständen Ihr Recht auf fristlose 
Kündigung verlieren, wenn Sie es 
verspätet ausüben. 

2.2 Wenn der Vermieter 
fristlos kündigt 

Im Wesentlichen entsprechen die 
Gründe, die den Vermieter zur 
fristlosen Kündigung berechtigen, 
dem unter Ziffer 1.3 dargestellten 
„berechtigten Interesse“ des Ver-
mieters an der ordentlichen Kündi-
gung wegen erheblicher Vertrags-
verletzung. In beiden Fällen ist 
eine schuldhafte Pflichtverletzung 
des Mieters Voraussetzung für die 
Kündigung. Der Unterschied be-
steht also nicht in der Art des Ver-
stoßes, sondern in der Schwere 
der Pflichtverletzung. Demnach 
kann der Vermieter z.B. fristlos 
kündigen, wenn Sie insgesamt 
mit zwei Monatsmieten im Rück-
stand sind oder für zwei aufei-
nander folgende Termine mit 
mehr als einer Monatsmiete in 
Verzug sind. Die darauf gestützte 
fristlose Kündigung wird aber dann 
unwirksam, wenn der Mietrück-
stand von Ihnen bis spätestens 2 
Monate nach Zustellung der Klage 
ausgeglichen wird. Trotzdem soll-
ten Sie es nicht darauf ankommen 
lassen, Ihre Mietrückstände erst 
nach erfolgter fristloser Kündigung 
zu begleichen, da die Abwehr der 
fristlosen Kündigung wegen rück-
ständiger Mieten nur einmal inner-
halb von zwei Jahren möglich ist 
und bereits angefallene Anwalts- 
und Prozesskosten von Ihnen ge-
tragen werden müssen.  

Auch wenn Sie Ihre Miete ständig 
unpünktlich zahlen (also z.B. über 
längere Zeit immer erst in der Mo-
natsmitte, statt wie vertraglich ver-
einbart am Monatsanfang), kann 
der Vermieter Ihnen fristlos kündi-
gen. Eine Abwehr der fristlosen 
Kündigung ist in diesem Fall nicht 
möglich. 

Zulässig und begründet ist eine 
fristlose Kündigung in der Regel 
nur dann, wenn der Vermieter we-
gen des vertragswidrigen Verhal-
tens abgemahnt hatte. Deshalb 
gehen Sie mit einer fristlosen Kün-
digung unbedingt sofort in die 
Beratung. 

Achtung: Auch bei der fristlosen 
Vermieterkündigung gilt, dass die-
ses Recht unter Umständen verlo-
ren geht, wenn es verspätet aus-
geübt wird. 

Sonderfall: 

Möblierter Wohnraum 
innerhalb der vom 
Vermieter selbst 
bewohnten Wohnung 
 
Wenn Sie ein möbliertes Zimmer 
in einer Wohnung angemietet 
haben, in der außer Ihnen auch 
der Vermieter wohnt, gelten in 
vieler Hinsicht Sonderregeln. 
Für die Kündigungsfristen gel-
ten hier für beide Parteien Be-
sonderheiten: bei monatlicher 
Zahlweise der Miete endet das 
Mietverhältnis zum Ende des 
laufenden Monats, wenn die 
Kündigung vor dem 15. dieses 
Monats ausgesprochen wurde. 
Wenn im Mietvertrag längere 
Fristen vereinbart wurden, bin-
den diese beide Parteien. 
Einer solchen Kündigung kön-
nen Sie auch nicht nach der So-
zialklausel widersprechen. 
Aber: Diese Regeln gelten dann 
nicht, wenn Ihnen der Wohn-
raum innerhalb der Vermieter-
wohnung unmöbliert vermietet 
wurde oder zwar möbliert, aber 
zum dauernden Gebrauch an 
Sie und Ihre Familie. Dann gel-
ten für die Vermieterkündigung 
die Vorschriften über die Einlie-
gerwohnung (siehe hierzu unter 
Ziffer 1.3.3). 


